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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur Verlängerung 
der Mindestpreisregelung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 44 Absatz 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat mit Entscheidung vom 4. April 1962 
über Mindestpreise die objektiven Kriterien für 
die Schaffung von Mindestpreissystemen und die 
Festsetzung der Mindestpreise bestimmt. 

Der Rat hat mit seiner Entscheidung vom 20. De- 
zember 1969“) für die betreffenden Mitgliedstaaten 
die am 31. Dezember 1969 bestehende Mindestpreis- 
regelung verlängert; er hat jedoch an Stelle der Min- 
destpreise die Erhebung von Ausgleichsabgaben bei 
der Einfuhr von Speiseessig nach Deutschland sowie 
bei der Einfuhr von Saatkartoffeln und bestimmten 
Fischereierzeugnissen nach Frankreich genehmigt. 

Die Entscheidung vom 20. Dezember 1969, die bis 
zum 31. Dezember 1970 befristet war, wurde nach- 
einander durch die Entscheidung vom 15. Dezember 
1970’^), durch die Entscheidung vom 20. Dezember 
1971 '*) und durch die Entscheidung vom 19. Dezem- 
ber 1972^) verlängert; bei diesen Verlängerungen 
hat der Rat der Tatsache Rechnung getragen, daß 
für Weinessig und Fischereierzeugnisse im Sinne 
der Entscheidung vom 20. Dezember 1969 die Er- 
mächtigung der betreffenden Mitgliedstaaten zur Er- 
hebung einer Ausgleichsabgabe an Stelle der Min- 
destpreise zum Zeitpunkt der Anwendung der betref- 
fenden gemeinsamen Marktorganisation jeweils ab- 
gelaufen war, und zwar am 1. Juni 1970 mit der An- 
wendung der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Ra- 
tes vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzender 
Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Wein^) und am 1. Februar 1971 mit der Anwen- 


dung der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 des Rates 
vom 20. Oktober 1970 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Fischereierzeugnisse ^). 

Für die Erzeugnisse, auf die die genannte Ent- 
scheidung weiterhin Anwendung findet, d. h. für Kar- 
toffeln einschließlich Saatkartoffeln und für Speise- 
essig, ausgenommen Weinessig, werden am 31. De- 
zember 1973 noch keine Vorschriften einer gemein- 
samen Marktorganisation anwendbar sein; die Gel- 
tungsdauer der Entscheidung vom 20. Dezember 1969 
ist daher für den Zeitraum, der für die Durchführung 
der genannten Maßnahmen erforderlich ist, und zwar 
bis spätestens 31. Dezember 1974 zu verlängern - 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 3 der Entscheidung des Rates vom 20. De- 
zember 1969 betreffend die Mindestpreisregelung, 
zuletzt geändert durch Entscheidung vom 19. Dezem- 
ber 1972, wird das Datum des 31. Dezember 1973 
durch das Datum des 31. Dezember 1974 ersetzt. 


Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 995/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 328 
vom 30. Dezember 1969, S. 11 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 27. Dezember 1970, S. 25 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 2 
vom 4. Januar 1972, S. 23 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 152 

ß) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 
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Begründung 


1. Mit Entscheidung vom 4. April 1962 hat der Rat 
gemäß Artikel 44 Absatz 3 des EWG-Vertrages die 
objektiven Kriterien für die Einführung der Min- 
destpreissysteme und für die Festsetzung der Min- 
destpreise bestimmt (vgl. Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. 30 vom 20. April 1962, Seite 
995). 

2. ln Anwendung des Artikels 44 Absatz 6 Satz 2 
des EWG-Vertrages hat der Rat mit Entscheidung 
vom 20. Dezember 1969 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 328 vom 30. Dezember 1969, 
Seite 11) für die betreffenden Mitgliedstaaten die 
am 31. Dezember 1969 bestehende Mindestpreisre- 
gelung verlängert. Er hat jedoch in Ersetzung der 
Mindestpreise die Erhebung von Ausgleichsabgaben 
für Speiseessig in Deutschland und für Saatkartof- 
feln und bestimmte Fischereierzeugnisse in Frank- 
reich genehmigt. 

3. Die vorerwähnte Ratsentscheidung vom 20. De- 
zember 1969, die bis 31. Dezember 1970 spätestens 
befristet war, wurde nacheinander durch die Ent- 
scheidung vom 15. Dezember 1970 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 vom 27. De- 
zember 1970, Seite 25), durch die Entscheidung vom 
20. Dezember 1971 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 2 vom 4. Januar 1972, Seite 23) 
und durch die Entscheidung vom 19. Dezember 1972 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
291 vom 28. Dezember 1972, Seite 152) verlängert. 

Bei den vorgenannten Verlängerungen im Dezember 

1970 und Dezember 1971 hat der Rat der Tatsache 
Rechnung getragen, daß für Weinessig und die unter 
die obengenannte Entscheidung vom 20. Dezember 
1969 fallenden Fischereierzeugnisse die Ermächti- 
gung der betreffenden Mitgliedstaaten zur Erhebung 
einer Ausgleichsabgabe in Ersetzung der Mindest- 
preise zum Zeitpunkt der Anwendung der betreffen- 
den gemeinsamen Marktorganisationen jeweils ab- 
gelaufen war, und zwar am 1. Juni 1970 mit Anwen- 
dung der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates 
vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 99 vom 5. Mai 1970, Seite 1) und am 1. Februar 

1971 mit Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 


2142/70 des Rates vom 20. Oktober 1970 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeug- 
nisse (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 236 vom 27. Oktober 1970, Seite 5). 

4. Gegenwärtig fallen unter den Anwendungsbe- 
reich der in Artikel 44 des EV/G-Vertrages vorgese- 
henen Regelungen daher nur noch folgende Erzeug- 
nisse: 

a) im Bereich der Ausgleichsabgaben in Ersetzung 
der Mindestpreise: Saatkartoffeln in Frank- 
reich und Speiseessig mit Ausnahme von Wein- 
essig in Deutschland (die Sätze für diese Aus- 
gleichsabgaben sind mit Entscheidung der Kom- 
mission vom 29. Dezember 1972 festgelegt wor- 
den; Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 303 vom 31. Dezember 1972, Seite 58); 

b) im Bereich der Mindestpreisregelung: Lagerkar- 
toffeln in Frankreich und Frühkartoffeln in Frank- 
reich, Deutschland, Belgien und Luxemburg. Die 
Mindestpreisregelung für Lagerkartoffeln wird 
gegenwärtig in Frankreich das ganze Jahr über 
angewandt; die Anwendung für Frühkartoffeln 
läuft in Frankreich vom 15. Mai bis 30. Juni, in 
der BLWU vom 1. Juni bis 31. Juli und in 
Deutsch4and vom 10. Juni bis 10. August. 

5. Es sei darauf hingewiesen, daß durch die An- 
wendung der Mindestpreisregelung bzw. der ent- 
sprechenden Abgaben die bei den obenerwähnten 
Erzeugnissen auftretenden Schwierigkeiten bisher 
überwunden werden konnten, wobei im Jahre 1973 
durch das relativ hohe Preisniveau für Kartoffeln die 
Anwendung der vorgenannten Mindestpreisregelung 
in keinem der betreffenden Mitgliedstaaten zu einer 
Schließung der Grenze geführt hat. 

6. Mit der vorgenannten Entscheidung des Rates 
vom 19. Dezember 1972 sind die Mindestpreisrege- 
lung sowie die in Ersetzung dieser Mindestpreise 
erhobenen Ausgleichsabgaben bis zur Anwendung 
der Maßnahmen der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für die betreffenden Erzeugnisse, spätestens bis 
zum 31. Dezember 1973 verlängert worden. Während 
der Vorschlag für eine gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Alkohol unter Einschluß von Alkoholessig 
zur Zeit im Rat erörtert wird und die Vorbereitungs- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
10. Dezember 1973 - 1/4 -680 70- E- Mi 32/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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arbeiten zur Aufstellung von gemeinsamen Marktbe- 
stimmungen für Essig, bei dem es sich weder um 
Weinessig noch um Alkoholessig handelt, tatkräftig 
fortgeführt werden, war es bisher nicht möglich, 
einen Vorschlag für eine Verordnung zu einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Kartoffeln aufzu- 
stellen. 

Es sei im übrigen daran erinnert, daß die Kommis- 
sion bei Vorlage ihres letzten Vorschlages zur Ver- 
längerung der Mindestpreise den Rat gebeten hatte, 
die Laufzeit dieser Verlängerung unter Berücksich- 
tigung des Zeitraumes festzulegen, der zur Ausarbei- 
tung der Marktordnungsbestimmungen für den be- 
treffenden Sektor erforderlich erschien, d. h. bis zum 
31. Dezember 1974. Sowohl das Europäische Parla- 
ment als auch der Rat haben sich jedoch einer Ver- 
längerung bis zu diesem Zeitpunkt widersetzt, und 
das Datum für das Auslaufen der vorgenannten Ent- 
scheidung des Rates vom 19. Dezember 1972 ist auf 
den 31. Dezember 1973 festgelegt worden. 


Es muß festgestellt werden, daß diese Frist von 
einem Jahr nicht ausreicht, um einen Vorschlag für 
eine gemeinsame Marktorganisation für den Sektor 
der betreffenden Erzeugnisse, vor allem für Kar- 
toffeln, auszuarbeiten; denn die in diesem Bereich 
auftretenden Schwierigkeiten wurden noch durch die 
Erweiterung der Gemeinschaft verstärkt. Es bleibt 
zu hoffen, daß die letztgenannte gemeinsame Markt- 
organisation dem Rat rechtzeitig vorgeschlagen wer- 
den kann, damit sie von diesem vor Ende 1974 ver- 
abschiedet werden kann. 

7. Es ist daher angebracht, die Geltungsdauer der 
gegenwärtig in Kraft befindlichen, auf der Grund- 
lage des Artikels 44 Absatz 6 des Vertrages erlas- 
senen Bestimmungen bis spätestens 31. Dezember 
1974 zu verlängern. 
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